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ANALYSE

Der Konflikt um den Transit ukrainischer Exporte durch Russland
Von Vera Belaya, Pfalzgrafenweiler

Zusammenfassung
Der Streit um das ukrainische Freihandelsabkommen mit der EU und die westlichen Sanktionen gegen Russ-
land im Zuge der Ukraine-Krise haben auch zu einem Handelskrieg zwischen Russland und der Ukraine 
geführt. Der vorliegende Artikel gibt einen Überblick über die entsprechenden Handelsbeschränkungen 
und ihre Wirkung, insbesondere mit Bezug auf den Transit ukrainischer Exporte durch Russland nach 

Zentralasien.

Ausgangslage
Am 1. Januar 2016 setzte Russland das Freihandelsab-
kommen zwischen Russland und der Ukraine außer 
Kraft und erließ ein Handelsembargo gegen ukrainische 
Agrargüter. Zunächst unterband Russland den Transit 
ukrainischer Güter nach Kasachstan über sein Territo-
rium vom 1. Januar bis zum 1. Juli 2016 – nach eigenen 
Angaben aus Gründen der wirtschaftlichen Sicherheit 
und zur Förderung seiner nationalen Interessen. Am 3. 
Juli 2016 verkündete das offizielle Webportal der rus-
sischen Rechtstexte eine Verlängerung des Transitver-
bots für ukrainische Lieferungen bis zum 31. Dezem-
ber 2017 und erweiterte es auf Kirgistan.

Die Vizepräsidentin des russischen Clubs der 
Finanzdirektoren, Tamara Kasjanowa, erklärte, Kir-
gistan sei von dem Verbot betroffen, obwohl es keine 
direkte Grenze mit Russland hat, weil ukrainische Spe-
diteure den Transit ihrer Waren durch Russland häu-
fig mit der Behauptung ermöglicht hätten, ihr eigentli-
ches Ziel sei Kirgistan.

Die ukrainische Regierung wiederum verhängte 
am 10. Januar 2016 ein Handelsembargo gegen Russ-
land, das ursprünglich bis zum 5. August 2016 gel-
ten sollte. Es erstreckte sich auf Fleisch, Fleischpro-
dukte, Fisch, Milchprodukte, Schmelzkäse, Kaffee, 
Tee, Getreide, Süßwaren, Babynahrung, Nudeln, 
Bier, Alkohol, Wodka, Zigaretten, Zwiebeln, Ket-
chup, Kekse und andere russische Produkte. Am 
6. Juli 2016 wurde es um anderthalb Jahre bis zum 
31. Dezember 2017 verlängert. Dies war eine Reak-
tion auf die entsprechende Verlängerung des russi-
schen Lebensmittelembargos.

Der Transitkonflikt
Der aktuelle Handelskrieg zwischen Russland und 
der Ukraine begann, als die russische Regierung am 
1. Januar 2016 den Warentransit aus der Ukraine nach 
Kasachstan über ihr Territorium einschränkte. Anfang 
Februar 2016 entspannte sich der Konflikt etwas. Nach 
langwierigen Verhandlungen gestattete Russland der 

Ukraine, in von russischen Beamten begleiteten Last-
wagen Transitlieferungen über russisches Gebiet durch-
zuführen, wobei beide Länder sich auf Quoten für die-
sen Transitverkehr einigten.

Als Reaktion auf Drangsalierungen ukrainischer 
Spediteure in Russland verbot die ukrainische Regie-
rung Mitte Februar 2016 die Weiterfahrt russischer 
Lastwagen in der Ukraine. Nach Angaben des ukraini-
schen Ministeriums für Verkehr wurden am 14. Februar 
über 100 russische Lastwagen auf dem Weg nach Mol-
dawien blockiert. Auch etwa 500 weitere Lastwagen, 
die aus der EU kamen und auf dem Weg nach Russ-
land waren, konnten das Territorium der Ukraine nicht 
mehr nutzen.

Daraufhin verbot Russland am 1. Juli den Transit 
ukrainischer Lastwagen durch Russland. Am 14. Juli 
standen deshalb fast 130 Lastwagen mit Waren, die 
aus der Ukraine nach Kasachstan und Kirgistan trans-
portiert werden sollten, an der ukrainisch-weißrussi-
schen Staatsgrenze und konnten diese nicht passieren. 
Als Alternative empfahl die russische Seite eine Route 
über Georgien und Aserbaidschan einschließlich zweier 
Schiffstransporte über das Schwarze und das Kaspi-
sche Meer.

Die wirtschaftliche Bedeutung der 
Transitbeschränkung
Von dem Transitverbot sind eigentlich nur Kasachstan 
und Kirgistan direkt betroffen. Über diese beiden Län-
der werden allerdings weitere zentralasiatische Länder 
(Usbekistan, Turkmenistan, Tadschikistan) sowie die 
Mongolei und das zu China gehörige Autonome Gebiet 
Xinjiang beliefert. Zusätzlich blockierte Russland auch 
an der Grenze zu Georgien ukrainische Waren, was den 
Handel mit dem Südkaukasus (Georgien, Armenien 
und Aserbaidschan) erschwert.

Nach Angaben des Staatlichen Statistikamts sind die 
ukrainischen Ausfuhren in GUS-Länder in der ersten 
Hälfte 2016 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 
30 % auf 2,6 Mrd. USD zurückgegangen. Die Einfuh-
ren aus den GUS-Ländern verringerten sich in der ers-
ten Hälfte 2016 verglichen mit dem Vorjahreszeitraum 
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ebenfalls um etwa 30 % auf 3,6 Mrd. USD. In den ers-
ten fünf Monaten 2016 verringerten sich die ukraini-
schen Ausfuhren nach Russland im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 36 %.

2015 betrugen die ukrainischen Gesamtexporte 38 
Mrd. USD. Das entspricht einem Rückgang von 44 % 
gegenüber 2011 und von 29 % gegenüber 2014. Die 
ukrainischen Exporte in die vom Transitverbot betrof-
fenen Länder (inklusive Russland) betrugen 2015 nur 
noch knapp 7 Mrd. USD, was einem Rückgang von 
72 % im Vergleich zu 2011 und von 48 % im Vergleich 
zu 2014 entspricht. Ohne Russland betrug der Wert 
der aus der Ukraine in die von dem Handelskonflikt 
betroffenen Länder gelieferten Waren 2015 gerade ein-
mal 2 Mrd. USD und in den ersten acht Monaten von 
2016 ca. 1 Mrd USD.

Russland ist mit 4,8 Mrd. USD Handelsvolumen 
(2015) der wichtigste ukrainische Handelspartner in 
der post-sowjetischen Region. Von den vom russischen 
Transitverbot betroffenen Ländern war Kasachstan 2015 
mit 713 Mio. USD Handelsvolumen der wichtigste 
Abnehmer ukrainischer Güter. Nach Informationen 
des kasachischen Statistikkomitees sind die kasachi-
schen Importe aus der Ukraine im ersten Halbjahr 2016 
um 34 % und die Exporte in die Ukraine um 49 % 
eingebrochen.

Neben dem russischen Transitverbot können aber 
auch andere Faktoren für den Rückgang des ukrai-
nischen Außenhandels verantwortlich gemacht wer-
den. Zentral ist dabei die Wirtschaftskrise mit einem 
Einbruch des Wechselkurses der nationalen Währung, 
hohen Inflationsraten und ein Rückgang der Kaufkraft 
sowohl in der Ukraine als auch in der post-sowjetischen 
Region insgesamt. Wegen der zahlreichen externen Fak-
toren, die für den Exportrückgang relevant sein kön-
nen, lässt sich der wirtschaftliche Effekt des Konflikts 
um den Gütertransit nicht separat berechnen. Experten-
meinungen können allerdings eine Vorstellung von den 
wirtschaftlichen Folgen des Konflikts geben.

Expertenmeinungen
Laut Aivaras Abromavičius, dem ehemaligen Wirt-
schaftsminister der Ukraine, ist die Alternativroute zur 
Vermeidung des russischen Territoriums 500 Kilometer 
länger und generiert durch zusätzliche Warenversiege-
lung, Ruhepausen und Benzinverbrauch um 23 % bis 
50 % höhere Transportkosten. Das steigert die Preise 
der Endprodukte, die mit den lokalen Produkten nicht 
mehr konkurrieren könnten, so dass die Märkte verlo-
ren gingen.

Nach Meinung des Präsidenten des Vereins 
»Ukrkondprom« der Ukraine, Alexander Baldynyuk, 
war die Ukraine auf die Maßnahmen der Russischen 

Föderation nicht vorbereitet und ist nun überfordert. Es 
gibt zwar eine alternative Transitroute, diese sei jedoch 
nicht effektiv genug. Er sieht in dieser Hinsicht vor 
allem zwei Probleme:

Das erste sind die hohen Transportkosten für Fähr-
passagen, aufgrund derer ein erheblicher Teil der ukrai-
nischen Exportprodukte nicht mehr wettbewerbsfä-
hig ist. Die Kosten für die Fähre über das Schwarze 
Meer, die momentan »Ukrferry« betreibt, wurden zum 
1. August um 300 USD erhöht, damit kostet die Aus-
lieferung eines Waggons nach Almaty den ukraini-
schen Absender fast 12.000 USD. Ein weiteres Bei-
spiel sind die Transitkosten für eine Waggonladung, 
der aus der Ukraine nach Aserbaidschan geht. Für den 
Transit durch Russland liegen sie bei 4.800 USD. Die 
Überfahrt mit der Fähre kostet 7.300 USD. Unter die-
sen Bedingungen liegt z. B. der Transportkostenanteil 
am Preis von Süßwaren bei 30 % bis 35 %. Mit entspre-
chend höheren Preisen sind ukrainische Produkte nicht 
mehr konkurrenzfähig. Die Marktlücke schließen kos-
tengünstigere Produkte russischer Süßwarenproduzen-
ten. Andere für den zentralasiatischen Markt bestimmte 
Exportprodukte stehen vor ähnlichen Problemen.

Das zweite Problem an der alternativen Transitroute 
ist die mit ihr verbundene lange Lieferzeit. Momentan 
beträgt die Lieferzeit von Waren über die Alternativ-
route 30 Tage, während die Fahrt durch Russland nur 
15 Tage gedauert hat.

Dem Präsidenten des Verbands der internationalen 
Spediteure der Ukraine Leonid Kostyuchenko zufolge 
bedeutet die Sperrung des Transportkorridors durch 
Russland für die ukrainischen Spediteure Zusatzkos-
ten von 4,2 Mrd. Griwna (etwa 150 Mio. USD) jährlich.

Igor Ostapchuk, ein Agrarmarktexperte des Ukrai-
nian Agribusiness Club (ICAB), schätzt die Lieferun-
gen von Agrargütern in die vom Konflikt betroffenen 
Länder auf ca. 4 % der gesamten ukrainischen Agrarex-
porte bzw. auf 700 Mio. USD pro Jahr. Entsprechend 
veranschlagt er auch die Verluste der Ukraine infolge 
des Gütertransitverbots in dieser Höhe.

Als besonders kritisch sieht Ostapchuk die mög-
lichen Folgen für die ukrainische Zuckerindustrie an, 
denn 59 % der ukrainischen Zuckerexporte gehen in 
vom Transitkonflikt betroffene Länder. Von den ukrai-
nischen Exporten erhalten diese Länder außerdem 51 % 
der Zuckerprodukte, 50 % des Getreides, 47 % der Scho-
kolade, 35 % der tierischen Fette und 29 % der Fleisch- 
und Fischprodukte. Angesichts der starken Ausrich-
tung der ukrainischen Hersteller auf diese Länder wird 
es ausgesprochen schwierig werden, alternative Abneh-
mer zu finden.

Die stellvertretende Ministerin für Wirtschaftsent-
wicklung und Handel der Ukraine, Natalia Mykolskiy, 
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schätzt den Verlust der ukrainischen Wirtschaft für das 
Jahr 2016 auf 1 Mrd. USD, wobei diese Schätzung alle 
vom Handelskonflikt direkt und indirekt betroffenen 
Länder berücksichtigt. Den Schaden durch den Ver-
lust der beiden direkt betroffenen Märkte Kasachstan 
und Kirgistan beziffert sie auf 400 Mio. USD jährlich.

Alexander Kava, Berater des Ministers für Infra-
struktur, meint, die durch den Konflikt entstehenden 
Verluste würden hauptsächlich von privaten Speditions- 
und Logistikfirmen und von Exportunternehmen getra-
gen, die wegen der verspäteten Lieferungen mit höheren 
Gebühren rechnen müssten. Das Volumen der betroffe-
nen Transitlieferungen aus der Ukraine über Russland 
schätzt er auf 1,5 Mrd. USD.

Lösungsmöglichkeiten
Der Pressedienst des Ministeriums für Wirtschaftsent-
wicklung und Handel der Ukraine teilte am 3. Juli 
mit, die Einschränkungen des Warenexports aus der 
Ukraine würden die Regeln der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) sowie das Abkommen über die Freihan-
delszone verletzen und seien wirtschaftlich und recht-
lich nicht gerechtfertigt und diskriminierend. Am 4. Juli 
erklärte der Minister für Infrastruktur der Ukraine Vla-
dimir Jemeljan in einem Fernsehinterview, die ukraini-
sche Regierung habe bereits einen Aktionsplan ausgear-
beitet, um auf die Sanktionen zu reagieren ohne dabei 
gegen WTO-Regeln zu verstoßen.

Um eine Aufhebung des Warentransitverbots zu 
erwirken, gibt es möglicherweise zwei Wege. Zum 
einen kann versucht werden, den Konflikt im Rah-
men direkter Verhandlungen zu lösen. Insbesondere 
könnten Kasachstan und Kirgistan um Unterstützung 
gebeten werden, da sie selbst von dem Verbot betrof-
fen sind und finanziellen Schaden nehmen. Die Natio-
nale Unternehmerkammer der Republik Kasachstan 
»Atameken« hat sich bereits Anfang Juli 2016 mit der 

Bitte an die russische Regierung gewandt, die Transit-
möglichkeiten für eine Reihe von für Kasachstan stra-
tegisch wichtigen Rohstoffen zu prüfen. Es geht dabei 
um Waren, die der technologischen Entwicklung des 
Landes dienen und die nicht in der Liste der sanktio-
nierten Agrarprodukte enthalten sind.

Zum anderen könnte ein neutraler Partner zur 
Schlichtung der Streitigkeiten hinzugezogen werden. 
Das könnte ein im Zuge der offiziellen Beschwerde 
durch die WTO berufener Vertreter dieser Organi-
sation sein. Am 27. Juli berichtete die Ukraine auf der 
Sitzung des Allgemeinen Rats der WTO über den Fall 
und forderte die unverzügliche Aufhebung der rechts-
widrigen Transitbeschränkungen. Allerdings könnte 
eine Lösung des Problems mithilfe der WTO bis zu 
zwei Jahre dauern, ohne dass es dabei eine Erfolgsga-
rantie gäbe.

Momentan sieht es so aus, dass die Transitbeschrän-
kungen bis Ende 2017 in Kraft bleiben. Die Ukraine 
empfiehlt deshalb exportierenden Unternehmen, nach 
alternativen Handelspartnern oder geeigneteren Trans-
portmöglichkeiten zu suchen. Erste Schritte zur Behe-
bung des Problems wurden bereits unternommen. So 
kündigte der Minister für Infrastruktur der Ukraine 
Wolodymyr Omeljan am 10. August die Schaffung eines 
staatlichen Transitkomitees an, das den Warentran-
sit durch die Ukraine und den Transport ukrainischer 
Exportprodukte in alle Welt koordinieren und erleich-
tern soll. Am 13. September unterzeichneten die Regie-
rungen der Ukraine und Georgiens eine Vereinbarung 
über eine direkte Zugverbindung zwischen ihren Län-
dern, die mittels einer Fährfahrt zwischen Häfen bei-
der Länder hergestellt wird. Damit könnte die Lieferzeit 
von Waren aus der Ukraine nach China und umge-
kehrt bereits in diesem Jahr auf neun bis zehn Tage 
gesenkt werden.

Über die Autorin
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Grafik 1:	 Ukrainische Exporte in die vom russischen Transitverbot betroffenen Länder  
(in Mio. US-Dollar)
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* Werte für 2016 basieren auf eigener Hochrechung; Quelle: s. Tabelle 1.

Tabelle 1:	 Ukrainische Exporte in die vom russischen Transitverbot betroffenen Länder, Mio. $

2011 2012 2013 2014 2015 2016** Anteil am 
Gesamt-

export 2015

Anteil am 
Gesamt-
export 
2016**

Ver-
änderung 
2015/2011

Ver-
änderung 
2015/2014

Russland 19.799 17.615 17.615 9.813 4.829 2.226 6,32 % 9,80 % -75,61 % -50,80 %

Kasachstan 1.858 2.460 2.120 1.075 714 268 0,93 % 1,18 % -61,58 % -33,62 %

Georgien 658 541 534 492 404 236 0,53 % 1,04 % -38,66 % -17,98 %

Aserbaidschan 708 767 868 600 320 150 0,42 % 0,66 % -54,83 % -46,65 %

Usbekistan 354 436 352 309 174 90 0,23 % 0,40 % -50,69 % -43,46 %

Turkmenistan 242 528 395 434 170 83 0,22 % 0,36 % -29,64 % -60,66 %

Armenien 227 179 181 174 102 56 0,13 % 0,25 % -55,27 % -41,58 %

Kirgistan 111 127 135 103 76 28 0,10 % 0,12 % -32,08 % -26,42 %

Mongolei 45 45 46 38 28 17 0,04 % 0,07 % -37,63 % -25,86 %

Tadschikistan 60 101 61 47 30 15 0,04 % 0,06 % -50,00 % -36,18 %

Betroffene Län-
der Insgesamt 24.062 22.799 22.307 13.084 6.846 3.169 8,97 % 13,95 % -71,55 % -47,68 %

Ukrainischer 
Gesamtexport 68.333 68.730 63.275 54.044 38.127 22.721 100,00 % 100,00 % -44,20 % -29,45 %

Anteil der be-
troffenen Länder 
am Gesamt-
export,  %

34,88 % 32,91 % 34,97 % 23,89 % 17,96 % 13,70 % - - - -

** Januar–August
Anmerkung: China wird in dieser Tabelle nicht erfasst, da die meisten ukrainischen Exporte nach China über den Seeweg erfolgen und 
vom russischen Transitverbot nur die Lieferungen in das Autonome Gebiet Xinjiang betroffen sind. 
Quelle: Staatlicher Finanzdienst der Ukraine, <http://sfs.gov.ua/ms/f1>

http://sfs.gov.ua/ms/f1

